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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Link, Dr. Jahn (Münster), Schmöle 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Mieten- und Wohngeldbericht 1975 der Bundesregierung 


Immer häufiger werden die Pressemitteilungen, in denen 
führende Wohnungswirtschaftler den Untergang des sozialen 
Wohnungsbaus für die nächsten Jahre Voraussagen. Immer 
unerträglicher werden für die betroffenen Mieter die vor- 
programmierten Mietsteigerungen, deren Ursache im System 
der Förderung liegt und die verstärkt werden durch inflations- 
bedingte Erhöhungen öffentlicher Abgaben. Die Bundesregie- 
rung hat sich bisher weder zu den Ursachen noch zu den ver- 
heerenden Folgen dieser Entwicklung geäußert. Im Gegenteil, 
gemäß einstimmigem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
2. April 1974 hätte die Bundesregierung am 1. Juli 1975 den 
Mieten- und Wohngeldbericht 1975 vorlegen müssen. Bis heute 
liegt dieser Bericht noch nicht vor. Die CDU/CSU-Fraktion stellt 
fest, daß die Bundesregierung einstimmig gefaßte Beschlüsse 
des Deutschen Bundestages grob mißachtet. 

Die Bundesregierung ist offensichtlich in ihrer Wohnungspolitik 
handlungsunfähig geworden. Dies geht niciit nur zu Lasten der 
Zukunft des sozialen Wohnungsbaus, sondern dies geht in 
erster Linie fühlbar zu Lasten der Sozialmieter, denen explo- 
sionsartige Mietsteigerungen bei sinkendem Ausgleich durch 
Wohngeldleistungen drohen, soweit nicht heute schon in Einzel- 
fällen Mieten erreicht sind, die einkommensschwache Haushalte 
an den Rand des Existenzminimums bringen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie haben sich die Mieten im sozialen Wohnungsbau seit 
dem letzten Mietenbericht (1972) entwickelt? Wie hoch ist 
zur Zeit die durchschnittliche Bewilligungsmiete im sozialen 
Wohnungsbau? 

2. Welche Mietsteigerungen sind im vorhandenen Sozial- 
wohnungsbestand in den letzten fünf Jahren, insbesondere 
durch den Fortfall der degressiven Förderungshilfen und 
durch den Anstieg der Bewirtschaftungskosten eingetreten? 

3. Ist die Bundesregierung auch der häufig vertretenen Mei- 
nung, daß die Sozialmieten, die heute bei Neubauten zwi- 
schen vier und sechs DM je Quadratmeter Wohnfläche im 
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Monat liegen, zu Beginn der BOiger Jahre auf über zehn DM 
je Quadratmeter steigen werden? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die „preisführenden" 
Sozialwohnungen immer häufiger von ihren Mietern ver- 
lassen werden, da diese eine preisgünstigere Altbau- 
wohnung vorziehen? 

5. Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung ein Gesetz zur 
Reform des Wohngeldgesetzes vorzulegen, das dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 7. November 1973 
Rechnung trägt? 

6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Wohn- 
geldgesetz in sich harmonischer und sozial ausgewogener 
gestaltet werden kann, ohne daß dadurch haushaltsmäßige 
Mehrbelastungen der öffentlichen Hände anfallen müssen? 

7. Wie steht die Bundesregierung zu den Vorschlägen, die 
Wohnungsbauförderung grundsätzlich umzugestalten und 
von der Objektförderung auf eine individuelle Wohn- 
beihilfe überzugehen, durch die auch das Fehlbelegungs- 
problem für die Zukunft weitgehend gelöst werden könnte? 

8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß alte Sozial- 
wohnungen aufgrund unzulänglicher öffentlicher Mittel sich 
in den 80er Jahren weitgehend zu Slums entwickeln 
werden? 

9. Trifft es zu, daß der Mieten- und Wohngeldbericht, der am 
1. Juli 1975 hätte vorgelegt werden müssen, bereits ausge- 
arbeitet vorliegt, aber von der Bundesregierung bis heute 
zurückgehalten worden ist. Wenn ja, welches sind im ein- 
zelnen die Gründe dafür? 

10. Ist die Bundesregierung in Anbetracht des jährlich sinken- 
den Wohnungsbauvolumens bereit, die Einkommensgren- 
zen im sozialen Wohnungsbau so zu gestalten, daß künftig 
die Förderung des sozialen Wohnungsbaus nur den wirk- 
lich hilfsbedürftigen einkommensschwächsten Schichten der 
Bevölkerung zugute kommt? 

11. Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung bisher 
unternommen, um die bereits entstandenen Härten für die 
Sozialmieter zu beseitigen oder abzumildern? 

12. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung im ein- 
zelnen aus ihren Antworten auf die Fragen 1 bis 11? 


Bonn, den 10. Dezember 1975 

Mick 

Dr. Schneider 
Link 

Dr. Jahn (Münster) 

Schmöle 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


2 



